
Aktenzeichen: 5 AZR 604/78
LAG Düsseldorf (Köln) Urteil des BAG vom 5- März 1980

Für das Nachschlagewerk: 
Für die Fachpresse:

Ja
Ja

Für die Amtliche Sammlung: Ja

Gesetz: GG Art. 33 Abs. 2; ZPO § 139 Abs. 1 Satz 1,
§ 261 Abs. 3 Nr. 1, § 894 Abs. 1 Satz 1

Leitsätze:

1. Ein Bewerber ist für das Lehramt an einer Realschule nur geeig­
net (Art. 33 Abs. 2 GG), wenn er den Schülern die Grundwerte der 
Verfassung glaubwürdig vermitteln kann.

2. Bei der Prüfung, ob ein Bewerber für das öffentliche Amt, für da 
er sich beworben hat, geeignet ist im Sinne von Art. 33 Abs. 2 
GG, steht der einstellenden Behörde ein Beurteilungsspielraum 
zu. Das gilt auch für die Beurteilung der politischen Treue­
pflicht. Die Beurteilung ist von den Gerichten nur daraufhin zu 
überprüfen, ob die Einstellungsbehörde von einem richtigen Sach­
verhalt ausgegangen ist, ob sie allgemeingültige Bewertungsgrund 
sätze beachtet hat oder ob sie sich von sachfremden Erwägungen 
hat leiten lassen, und ob sie ihre Entschließung in einem feh­
lerfreien Verfahren getroffen hat.

3- Die einstellende Behörde darf nur auf die individuelle Eignung 
des jeweiligen Bewerbers abstellen, auf sein Verfassungsverständ 
nis, seine Einstellung und das von ihm zu erwartende Verhalten. 
Die Behörde darf sich nicht auf die Prüfung formaler Merkmale 
wie Mitgliedschaft und Aktivitäten in Vereinigungen oder politi­
schen Parteien beschränken.

4. Mitgliedschaft und Aktivitäten in Organisationen mit verfas­
sungsfeindlichen Zielen können Zweifel an der Eignung eines Be­
werbers begründen. Es ist Sache des Bewerbers, etwaige Zweifel 
an seiner Eignung auszuräumen. Dafür genügt nicht die Erklärung, 
er wolle seine politischen Ziele nur mit verfassungsrechtlich 
zulässigen Mitteln erreichen.

5* Die einstellende Behörde darf den Bewerber nach einer Mitglied­
schaft und nach Aktivitäten in solchen Organisationen fragen.
Sie darf bei der Verfassungsschutzbehörde Erkenntnisse über den 
Bewerber einholen und ihm solche Erkenntnisse Vorhalten.

6. Die einstellende Behörde muß bei ihrer Entscheidung alle wesent­
lichen Umstände des Einzelfalles berücksichtigen. Dazu können je 
nach Lage des Falles gehören etwa eine erfolgreiche Erprobung 
in einem voraufgegangenen Ausbildungs- oder in einem früheren 
Arbeitsverhältnis und die Gründe, die einen Bewerber zum Bei­
tritt in eine verfassungsfeindliche Organisation bewogen haben.
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7. Das Arbeitsgericht hat, wenn es bei der Beurteilung des Bewer­
bers einen Mangel feststellt, die einstellende Behörde auf die­
sen Rechtsfehler hinzuweisen und ihr Gelegenheit zu einer neuen 
Beurteilung zu geben.

8. Eine Klage vor dem Arbeitsgericht auf Übernahme in den Schul­
dienst als Angestellter ist nicht deshalb unzulässig, weil der 
Bewerber gleichzeitig vor dem Verwaltungsgericht seine Einstel­
lung als Beamter betreibt.
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5 AZR 604/78
19 Sa 30/78 Düsseldorf (Köln)

Im Namen des Volkes!Verkündet am 
5. März 1980
gez. Schartel,
Angestellter 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Urteil
In Sachen

pp.

hat der Fünfte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 23. Januar 1980 durch die Vorsit­
zende Richterin Professorin Dr. Hilger, die Richter Dr. 
Heither und Matthes sowie die ehrenamtlichen Richter Dr. 
Gundelach und Heidenreich für Recht erkannt:

Auf die Revision des beklagten Landes wird das 
Urteil des Landesarbeitsgerichts Düsseldorf vom 
24. Mai 1978 - 19 Sa 30/78 - aufgehoben.

Der Rechtsstreit wird zur anderweiten Verhand­
lung und Entscheidung, auch über die Kosten der 
Revision, an das Berufungsgericht zurückverwie­
sen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !
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Tatbestand:

Die Klägerin will vom beklagten Land auf 
drei Jahre befristet als teilzeitbeschäftigte 
Realschullehrerin für die Fächer Deutsch und Ge­
schichte eingestellt werden. Das beklagte Land 
lehnt die Begründung eines Arbeitsverhältnisses 
ab, weil keine Planstelle vorhanden und weil 
die Klägerin wegen ihrer politischen Betätigung 
in der Deutschen Kommunistischen Partei (DKP) 
für das gewünschte Lehramt nicht geeignet sei.

Die am 22. November 194-9 geborene Kläge­
rin bestand im Oktober 1973 die Fachprüfung für 
das Lehramt an Realschulen in den Fächern 
"Deutsch" und "Geschichte" mit der Gesamtnote 
"befriedigend". Sie leistete vom 1. Juni 1974- 
bis Januar 1976 ihren Vorbereitungsdienst. Am 
21. Januar 1976 bestand sie die Zweite Staats­
prüf ung mit der Note "gut". Dann bewarb sie 
sich um eine Übernahme in das Beamtenverhält­
nis auf Probe.

Schon während des Vorbereitungsdienstes 
teilte der Innenminister des beklagten Landes 
dem Regierungspräsidenten in Köln mit, nach 
seinen Erkenntnissen betätige sich die Kläge­
rin aktiv im "Marxistischen Studentenbund (MSB) 
- Spartakus". Dazu wurde die Klägerin am 19- 
November 1974- und 4. September 1975 angehört. 
Dabei bestätigte sie, daß sie sich einmal im 
Jahre 1971 an der Herstellung einer Nummer der 
Zeitschrift "Spartakist Eixtra" beteiligt habe. 
Die Antwort auf die Frage nach einer Mitglied­
schaft in der DKP lehnte sie nach Beratung 
durch ihren Rechtsanwalt aus verfassungsrecht­
lichen Gründen ebenso wie eine Stellungnahme 
zu den ihr vorgehaltenen Erkenntnissen des In­
nenministers ab. Als die Klägerin am 5* Mai
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-1975 - vor den Landtagswahlen in Nordrhein-West­
falen - an einem Werbestand der DKP oder KPD 
beobachtet wurde, kam es am 26. Januar 1976 zu 
einer erneuten Anhörung. Dabei weigerte sich 
die Klägerin, die Frage zu beantworten, ob sie 
Wahlpropaganda für die DKP oder KPD betrieben 
habe. Sie erklärte sich dagegen bereit, alle Fra­
gen, die ihr Verhältnis zum Grundgesetz beträ­
fen, zu beantworten. Am 20. Mai 1976 teilte der 
Innenminister des beklagten Landes dem Regie­
rungspräsidenten in Köln weiter mit, die Klä­
gerin habe am 10. April 1976 an einer Kreismit­
gliederversammlung der DKP in Köln teilgenom­
men; sie sei als Delegierte der Partei für den 
Landeswahlkongreß gewählt worden. Dazu wurde 
die Klägerin nicht mehr gehört. Das beklagte 
Land lehnte vielmehr den Antrag der Klägerin 
auf Einstellung als Beamtin in den Realschul­
dienst des Landes Nordrhein-Westfalen mit Be­
scheid vom 15. Juli 1976 ab. Der Widerspruch 
der Klägerin wurde durch Bescheid des Regie­
rungspräsidenten vom 22. März 1977 zurückgewie­
sen. Im anschließenden verwaltungsgerichtlichen 
Verfahren hob das Verwaltungsgericht Köln durch 
Urteil vom 18. Mai 1977 den ablehnenden Be­
scheid und den Widerspruchsbescheid auf und 
verpflichtete das beklagte Land, über den An­
trag der Klägerin auf Übernahme in den Real­
schuldienst unter Zugrundelegung der Rechtsauf­
fassung des Gerichts erneut zu entscheiden. Ge­
gen dieses Urteil legte das beklagte Land Beru­
fung ein. Das Verwaltungsgerichtliehe Verfahren 
ist inzwischen dadurch erledigt, daß die Kläge­
rin ihre Klage mit Zustimmung des beklagten Lan­
des zurückgenommen hat.

Mit Schreiben vom 29. Juni 1977 bewarb sich 
die Klägerin um eine auf drei Jahre befristete
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Einstellung als teilzeitbeschäftigte Realschul­
lehrerin (18 Wochenstunden) für die Fächer 
"Deutsch" und "Geschichte". Das beklagte Land 
lehnte dies mit Schreiben vom 8. August 1977 
ab, weil keine freien Planstellen zur Verfü­
gung stünden. Es erübrige sich daher Jedes wei­
tere Eingehen auf die Frage, ob die Einstel­
lung auch wegen fehlender Verfassungstreue ab­
gelehnt werden müßte.

Die Klägerin beruft sich auf einen Rund­
erlaß des Kultusministers des Landes Nordrhein- 
Westfalen vom 3» März 1977« In diesem heißt es 
u.a. :

"Entsprechend dem Bedarf in den ver­
schiedenen Fächerkombinationen wer­
den die Lehramtsanwärter zum Schul­
jahresbeginn 1977/78 wie folgt in 
den Schuldienst übernommen:

Lehramtsanwärter mit Kombi­
nationen, die eine Gesamt­
auslastungsquote bis 19,0 
Wochenstunden haben, erhal­
ten einen auf drei Jahre be­
fristeten Vertrag nach BAT 
über 18 Wochenstunden."

Zu diesem Personenkreis gehört auch die 
Klägerin. Sie hat die Auffassung vertreten, das 
beklagte Land habe mit diesem Erlaß allen ge­
eigneten Bewerbern Einstellung in den Schuldienst 
des Landes garantiert. Zweifel an der Verfas­
sungstreue seien nicht berechtigt. Der Innenmi­
nister habe Erkenntnisse über ihre politische 
Betätigung nicht an die Einstellungsbehörde wei­
terleiten, die einstellende Behörde nicht nach 
ihrer Parteizugehörigkeit fragen dürfen. Bei 
der Ablehnung habe das beklagte Land nicht be­
rücksichtigt, daß sie sich im Vorbereitungs­
dienst bewährt habe. Hierzu hat sich die Kläge-
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rin auf Beurteilungen des Seminarleiters und 
auf Äußerungen der Fachleiter bezogen. Im all­
gemeinen berücksichtige das beklagte Land auch 
solche Stellungnahmen der Seminarleiter; in ih­
rem Fall sei das nicht geschehen.

Die Klägerin hat zuletzt beantragt,

das beklagte Land zu verurtei­
len, sie als teilzeitbeschäftig­
te Lehrerin für Deutsch und Ge­
schichte mit 18 Wochenstunden 
in den Schuldienst an Realschu­
len befristet einzustellen,
hilfsweise festzustellen, daß 
das beklagte Land nicht berech­
tigt ist, der Klägerin wegen 
des Vorwurfs der Mitgliedschaft 
in der Deutschen Kommunisti­
schen Partei eine Beschäfti­
gung im Angestelltenverhältnis 
zu verweigern.

Das beklagte Land hat beantragt, 

die Klage abzuweisen.

Es hat gerügt, daß der Anspruch beim Verwal­
tungsgericht rechtshängig sei. Ein Einstellungs­
anspruch bestehe schon deshalb nicht, weil im 
Zeitpunkt der Bewerbung keine Planstelle vor­
handen gewesen sei. Auf den Erlaß vom 3* März 
1977 könne sich die Klägerin nicht berufen, weil 
er nur Lehramtsanwärter betreffe, die zum Zeit­
punkt seiner Bekanntgabe gerade ihre Prüfung ab­
geschlossen und zur Einstellung für den Schul­
jahresbeginn 1977/78 angestanden hätten. Zudem 
habe die Klägerin nicht die im Erlaß vom 3» März 
1977 festgelegten Termine beachtet. Schließlich 
macht das beklagte Land geltend, die Klägerin 
erfülle nicht die Anforderungen, die an einen 
Lehrer im Hinblick auf eine gesteigerte politi­
sche Treuepflicht gestellt werden müssen. Aus
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der der Klägerin vorgehaltenen Mitgliedschaft 
in der DKP hätten sich begründete Zweifel an 
ihrer Eignung ergeben. Die Klägerin habe nichts 
dazu beigetragen, diese Zweifel auszuräumen. 
Eine weitere Aufklärung sei wegen der Weige­
rung der Klägerin, sich zur Mitgliedschaft in 
der DKP zu äußern, nicht mehr möglich.

Das Arbeitsgericht hat der Klage stattge­
geben. Die Berufung des beklagten Landes ist 
ohne Erfolg geblieben. Mit der Revision ver­
folgt das beklagte Land seinen Antrag auf Kla­
geabweisung weiter.

Entscheidungsgründe:

Die Klägerin ist dadurch, daß sie zunächst 
ihre Ernennung als Beamtin im verwaltungsgericht­
lichen Verfahren durchsetzen wollte, nicht ge­
hindert, ihren Anspruch auf Begründung eines Ar­
beitsverhältnisses in diesem Verfahren zu ver­
folgen (unten A). Ob dieser Anspruch begründet 
ist, kann der Senat nicht abschließend entschei­
den (unten B).

A. Der Zulässigkeit der Klage steht nicht ent­
gegen, daß die Klägerin neben ihrem Anspruch auf 
Abschluß eines Arbeitsvertrages (Klage nach 
§ 894 Abs. 1 Satz 1 ZPO) zugleich vor den Ver­
waltungsgerichten ihre Ernennung zur Beamtin 
durchsetzen wollte. Der hier geltend gemachte 
Anspruch war bei Erhebung der Klage nicht an­
derweitig rechtshängig (§ 261 Abs. 3 Nr. 1 ZPO). 
Das verwaltungsgerichtliche Verfahren hatte ei­
nen anderen Streitgegenstand. Dort wandte sich 
die Klägerin gegen einen von ihr für rechtswid­
rig gehaltenen Verwaltungsakt, mit dem ihre Er-
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nennung zur Beamtin abgelehnt worden war. Hier 
geht es um die Begründung eines Arbeitsverhält­
nisses. Gemeinsam ist beiden Verfahren nur, daß 
die Parteien jeweils über die Eignung der Kläge­
rin und insbesondere ihre Verfassungstreue strei­
ten. Daneben hängen die Entscheidungen in bei­
den Verfahren von unterschiedlichen Vorausset­
zungen ab, etwa von dem Vorhandensein von ge­
eigneten Planstellen und Beschäftigungsmöglieh- 
keiten. So ist fraglich, ob die Klägerin mit ih­
rer Fächerkombination ihre Ernennung zur Beamtin 
hätte erreichen können, auch wenn man ihre Eig­
nung unterstellt. Mit dem im vorliegenden Ver­
fahren erhobenen Anspruch berücksichtigt die 
Klägerin deshalb auch, daß das beklagte Land 
Bewerbern mit der Fächerkombination, wie sie 
die Klägerin aufzuweisen hat, nur den Abschluß 
eines Teilzeit-Arbeitsverhältnisses mit 18 Wo­
chenstunden anbietet. Unterschiedlich sind auch 
die Ziele, die die Klägerin in beiden Verfahren 
verfolgt. Im verwaltungsgerichtlichen Verfahren 
geht es um die Begründung eines Beamtenverhält­
nisses ; in diesem Verfahren erstrebt die Klä­
gerin die Begründung eines Arbeitsverhältnis­
ses. Die Klägerin muß deshalb die Möglichkeit 
haben, beide Ansprüche nebeneinander zu verfol­
gen, auch wenn sie letztlich nur als beamtete 
oder angestellte Lehrerin tätig werden kann.

B. Ob das beklagte Land verpflichtet ist, der 
Klägerin den Abschluß eines Teilzeit-Arbeits­
vertrages anzubieten, läßt sich noch nicht ab­
schließend sagen. Dabei ist nicht darüber zu 
entscheiden, ob der begrenzte Bedarf des Landes 
es rechtfertigt, den Lehramtsbewerbern neben der 
Beschränkung auf ein Teilzeitarbeitsverhältnis 
nur einen befristeten Vertrag anzubieten; die
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Klägerin hat keinen weitergehenden Antrag ge­
stellt.

I. Dem Berufvmgsgericht ist zunächst darin zu- 
zustimmen, daß der Anspruch der Klägerin nicht 
am Kehlen einer Planstelle scheitern kann.

1. Das Berufungsgericht hat angenommen, das 
beklagte Land habe durch den Runderlaß vom 3. 
März 1977 allen für das Lehramt an Realschulen 
des Landes geeigneten Bewerbern eine Einstel­
lung in den Schuldienst zugesagt, wobei die 
Lehramtsanwärter je nach ihrer Eächerkombina- 
tion als Beamte auf Probe oder in einem auf 
drei Jahre befristeten Arbeitsvertrag mit 27 
oder 18 Wochenstunden eingestellt werden soll­
ten. Auf diesen Erlaß könne sich die Klägerin 
berufen. Sie gehöre zwar nicht zu den Bewer­
bern, an die sich der Erlaß unmittelbar rich­
te ; unmittelbar angesprochen seien die Bewer­
ber, die im März 1977 gerade ihre Prüfung ab­
geschlossen und erstmals zur Einstellung ange­
standen hätten. Der Erlaß habe aber den Zweck 
gehabt, die frühere Verwaltungspraxis fortzu­
setzen, wonach auch Bewerbern in "Überhang­
fächern" jedenfalls eine Einstellung als teil­
zeitbeschäftigte Lehrer angeboten werden soll­
te. Jeder geeignete Bewerber um ein solches 
Lehramt habe zunächst eine - wenn auch befri­
stete und zeitlich eingeschränkte - Beschäfti­
gungsmöglichkeit erhalten sollen. Mit diesem 
Zweck lasse sich nicht vereinbaren, der Kläge­
rin, die im Vorjahr die Befähigung zum Lehramt 
an Realschulen erworben habe, entgegenzuhalten, 
es fehle an Planstellen. Das beklagte Land ha­
be die Klägerin nicht schlechter behandeln dür­
fen als die Neubewerber. Aus diesem Grunde kom-
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me es auch nicht darauf an, daß die Klägerin 
die Antragsfrist nicht eingehalten habe.

2. Dieser rechtlichen Würdigung ist im vollen 
Umfang beizupflichten.

Die Revision meint, der Erlaß sei ein rei­
ner Organisationsakt des beklagten Landes ohne 
Außenwirkung gewesen. Eine solche Auslegung ist 
aber weder mit dem Wortlaut noch mit dem Zweck 
des Erlasses zu vereinbaren. Im Erlaß ist vom 
unterschiedlichen Bedarf in den verschiedenen 
Fächerkombinationen die Rede. Allein daran sind 
die Bedingungen orientiert, zu denen Lehramts­
bewerber eingestellt werden; die Lehramtsbewer­
ber werden entsprechend ihrer "Gesamtauslastungs­
quote" eingestellt. Die vom Erlaß betroffenen 
Lehramtsbewerber konnten dies - immer ihre Eig­
nung unterstellt - nur als Einstellungsgaran­
tie verstehen. Allen Lehramtsbewerbern sollte 
eine Tätigkeit im Realschuldienst ermöglicht 
werden; das war der Sinn der Befristung und 
zeitlichen Beschränkung der Arbeitsverträge in 
den Fächern, in denen das Angebot den Bedarf 
des beklagten Landes überstieg. Diesen Zweck 
des Erlasses hat die Revision nicht in Frage ge­
stellt.

Zu dem weiteren Einwand des beklagten Lan­
des, die Klägerin gehöre nicht zu dem mit dem 
Erlaß angesprochenen Personenkreis, hat das Be­
ruf ungsgericht zutreffend erkannt, daß das be­
klagte Land die Klägerin nicht schlechter stel­
len darf als die Neubewerber, zumal sich die 
Klägerin zuvor schon um ein Lehramt als Beam­
tin beworben hatte.

II. Der Anspruch hängt deshalb nur davon ab, 
ob das beklagte Land die Klägerin zu Recht als
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für das Lehramt an den Realschulen des Landes 
ungeeignet zurückweisen durfte (Art. 33 Abs. 2 
GG).

1. Für die Anforderungen an die politische 
Treuepflicht der Bewerber um Einstellung in den 
öffentlichen Dienst gilt nach der Rechtspre­
chung des Senats (Urteil vom 31♦ März 1976 - AP 
Nr. 2 zu Art. 33 Abs. 2 GG - [zu III 1 der 
Gründe] - auch zum Abdruck in der Amtlichen 
Sammlung des Gerichts bestimmt; Urteil vom 6. 
Februar 1980 - 5 AZR 848/77 - [demnächst] AP 
Nr. 5 zu Art. 33 Abs. 2 GG [zu II 1 der Grün­
de]):

a) Wie jeder andere Arbeitnehmer auch, schul­
det der Angestellte im öffentlichen Dienst sei­
nem Arbeitgeber Loyalität. Er verletzt seine 
Dienstpflichten, wenn er den Staat und seine 
Verfassungsorgane in unangemessener Weise an­
greift, ihn verächtlich macht oder beschimpft. 
Deshalb braucht ein Bewerber, von dem erwartet 
werden kann, er werde in dieser Weise seine 
Dienstpflichten verletzen, nicht eingestellt
zu werden (vgl. hierzu schon BVerfGE 39» 334 
[355] = AP Nr. 2 zu Art. 33 Abs. 5 GG [zu C I 
7 b der Gründe]). Dafür, daß die Klägerin die­
se Grundpflichten verletzen würde, liegen kei­
ne Anhaltspunkte vor. Das hat das beklagte 
Land auch nicht geltend gemacht.

b) Die weiteren Anforderungen in politischer 
Hinsicht müssen sich bei Angestellten und Ar­
beitern aus dem jeweiligen Amt ergeben. Nicht 
allen Angestellten und Arbeitern darf das glei­
che Maß an politischer Treue abverlangt werden, 
das der Staat von seinen Beamten verlangen kann. 
Es muß differenziert werden nach der Aufgabe
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und dem Amt, das der jeweilige Bewerber erstrebt. 
Das schließt nicht aus, daß sich im Einzelfall 
die Anforderungen decken, etwa wenn es um die 
Einstellung von Lehrern und Erziehern geht. Hier 
kann nicht entscheidend sein, in welchem Rechts­
verhältnis der Lehrer und Erzieher tätig wird 
(zu den Anforderungen an einen Sozialpädagogen 
vgl. das bereits erwähnte Urteil des Senats vom 
31. März 1976 - AP Nr. 2 zu Art. 33 Abs. 2 GG 
[zu III 1 e der Gründe], zu den Anforderungen 
an einen beamteten Lehrer im Ausbildungsab- 
schnitt vgl. BVerwGE 47, 330 [34-33). Es wäre 
deshalb auch nicht richtig, wenn bei funktions­
bezogener Betrachtungsweise die einstellende 
Behörde nur ihr "Sicherheitsinteresse" berück­
sichtigen dürfte. Das ist zu eng gesehen. Der 
Staat muß vielmehr auch darauf achten, daß ein 
Lehrer und Erzieher den ihm anvertrauten Kin­
dern und Jugendlichen glaubwürdig die Grundwer­
te unserer Verfassung vermitteln kann. Eine 
Erziehungsaufgäbe begründet gesteigerte Anfor­
derungen an die politische Treuepflicht.

c) Ob die Behörde im Einstellungsverfahren 
von zutreffenden Anforderungen ausgegangen ist, 
ist eine Rechtsfrage. Sie ist von den Gerich­
ten voll nachzuprüfen. Im vorliegenden Pall 
ist das beklagte Land mit Recht davon ausge­
gangen, daß die Klägerin die gleichen Anforde­
rungen erfüllen muß wie ein Beamter. Sie muß 
die Gewähr dafür bieten, daß sie sich durch 
ihr gesamtes Verhalten zur freiheitlich-demo­
kratischen Grundordnung im Sinne des Grundge­
setzes bekennt. Nur so ist sie in der Lage, 
ihren Erziehungsauftrag in einem demokrati­
schen Staat wahrzunehmen.
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2. Auch die Frage, ob der Bewerber den für 
das Amt zu stellenden Anforderungen genügt, ob 
er im Sinne von Art. 33 Abs. 2 GG geeignet ist, 
ist eine Rechtsfrage. Jedoch steht der einstel­
lenden Behörde bei der Prüfung der Eignung ein 
BeurteilungsSpielraum zu.

a) Die Arbeitgeber des öffentlichen Dienstes 
brauchen einen Bewerber nur einzustellen, wenn 
sie von seiner Eignung überzeugt sind. Sie dür­
fen einen Bewerber ablehnen, wenn vernünftige 
Zweifel an dessen Eignung nicht ausgeräumt wer­
den können. Insoweit gelten die gleichen Grund­
sätze wie bei der Entscheidung über die Über­
nahme in ein Beamtenverhältnis (dazu BVerfGE 
39, 334- [353] = AP Nr. 2 zu Art. 33 Abs. 5 GG 
[zu G I 5 der Gründe]; BVerwGE 4-7, 330 [338 f.]).

b) Die Beurteilung darüber, ob ein Bewerber 
für ein öffentliches Amt geeignet ist, setzt 
eine vorausschauende Bewertung der Persönlich­
keit dieses Bewerbers voraus. Diese Beurteilung 
gründet sich auf eine Vielzahl von Elementen 
und deren Bewertung. Sie hängt auch vom persön­
lichen Eindruck ab. Dies alles spricht dafür, 
der einstellenden Behörde einen Beurteilungs­
spielraum einzuräumen. Das bedeutet: Die Beur­
teilung ist nur daraufhin zu überprüfen, ob die 
Einstellungsbehörde von einem richtigen Sach­
verhalt ausgegangen ist, ob sie allgemeingül­
tige Bewertungsgrundsätze beachtet hat oder
ob sie sich von sachfremden Erwägungen hat 
leiten lassen, und ob sie sich ihre Entschei­
dung in einem fehlerfreien Verfahren gebildet 
hat (vgl. BVerfGE 39 , 534- [354-] = AP Nr. 2 zu 
Art. 33 Abs. 5 GG [zu C I 5 der Gründe]).

c) Dies hat das Berufungsgericht im vorliegen­
den Verfahren verkannt. Die Begründung des Be-
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rufungsurteils läßt erkennen, daß das Berufungs­
gericht die Eignung der Klägerin selbst beur­
teilt und seine Beurteilung an die Stelle der 
Beurteilung durch die einstellende Behörde ge­
setzt hat. Das ist mit dem eingeschränkten Prü­
fungsmaßstab, dem diese Eignungsbeurteilung nur 
unterliegen kann, nicht zu vereinbaren. Darin 
liegt ein Rechtsfehler. Auf ihm beruht das an- 
gefochtene Urteil. Es muß daher aufgehoben wer­
den.

III. Zu einer eigenen abschließenden Entschei­
dung (§ 565 Abs. 5 Nr. 1 ZPO) ist der Senat 
nicht in der Lage. Zwar hält die Beurteilung 
des beklagten Landes selbst der eingeschränk­
ten rechtlichen Überprüfung nicht stand. Das 
führt aber nur dazu, daß dem beklagten Land Ge­
legenheit zu einer neuen Beurteilung gegeben 
werden muß.

I.a) Das beklagte Land ist bei der Beurteilung 
der Klägerin von der richtigen Fragestellung 
ausgegangen. Gegenstand der Beurteilung ist nur 
die Eignung des Bewerbers; er muß nach seiner 
Persönlichkeit die sich jeweils aus dem Amt er­
gebenden Anforderungen erfüllen. Deshalb darf 
sich die Behörde nicht auf die Prüfung forma­
ler Merkmale wie Mitgliedschaft und Aktivitäten 
in Vereinigungen oder politischen Parteien be­
schränken. Die Persönlichkeit des Bewerbers, 
seine Einstellung und sein Verhalten, müssen 
im Vordergrund stehen. Formale Kriterien kön­
nen nur Rückschlüsse auf die Einstellung void 
das zu erwartende Verhalten, und damit auch 
auf die Eignung des Bewerbers zulassen. In die­
sem Sinne kann auch das Bekenntnis des Bewer­
bers zu den mit der freiheitlich-demokratischen
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Grundordnung nicht zu vereinbarenden Zielen ei­
ner extremistischen politischen Partei linker 
oder rechter Prägung geeignet sein, Zweifel an 
seiner Eignung auszulösen, zumal dann, wenn 
der Parteibeitritt auch zu politischen Aktivi­
täten für die Ziele der Partei verpflichtet 
(zu der entsprechenden Rechtslage beim Bewer­
ber um Übernahme in ein Beamtenverhältnis vgl. 
BVerfGE 39, 334 [3533 = AP Nr. 2 zu Art. 33 Abs 
5 GG [zu C I 5 der Gründe]; BVerwGE 47, 330 
[338 f.]).

Es ist Sache des Bewerbers, etwaige Zwei­
fel an seiner Eignung für das erstrebte Amt aus 
zuräumen. Dafür genügt nicht die Erklärung, ei­
ne verfassungsfeindliche Einstellung könne ihm 
deshalb nicht vorgehalten werden, weil er - 
ebenso wie seine Partei - seine politischen Zie 
le nur auf verfassungsrechtlich zulässigem We­
ge erreichen wolle. Als Beamter - und bei ent­
sprechenden Anforderungen als Angestellter - 
ist schon derjenige nicht geeignet, der verfas­
sungsfeindliche Ziele verfolgt. Solche Ziele 
können auch nicht auf verfassungsrechtlich zu­
lässigem Wege erreicht werden. Die obersten 
Grundsätze der Verfassung werden in Art. 79 Abs 
3 GG für unabänderlich und -unantastbar erklärt; 
sie sind damit auch gegen alle Bestrebungen 
auf Änderung der Verfassung geschützt. Auf 
verfassungsmäßigem Wege kann die Bundesrepu­
blik Deutschland deshalb nicht in einen tota­
litären Staat verwandelt werden, in dem das 
Mehrparteienprinzip und die Chancengleichheit 
für alle politischen Auffassungen durch eine 
Einparteienherrschaft ersetzt wird (Urteil des 
Senats vom 3"'. März 1976 - AP Nr. 2 zu Art. 33 
Abs. 2 GG [zu IV 1 der Gründe]).
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b) Wenn die erwähnten formalen Kriterien Zwei­
fel an der Eignung des Bewerbers begründen kön­
nen, darf die Einstellungsbehörde dem Bewerber 
auch Mitgliedschaften und Aktivitäten in solchen 
Organisationen Vorhalten, deren Ziele sie als 
verfassungsfeindlich beurteilt. Sie darf auch 
nach der Mitgliedschaft und nach Aktivitäten 
in solchen Organisationen fragen. Die Antwor­
ten des Bewerbers können ein Hinweis auf seine 
Einstellung und seine persönlichen Ziele sein, 
wenn und soweit er sich mit den als verfassungs- 
feindlich erkannten Zielen einer Partei identi­
fiziert. Solche Fragen eröffnen zudem die Mög­
lichkeit, sich über das Verfassungsverständnis 
des Bewerbers ein Bild zu machen und darüber ein 
Urteil zu gewinnen. Art. 21 Abs. 2 GG steht dem 
nicht entgegen. Das hat der Senat bereits in 
dem mehrfach erwähnten Urteil vom 31• März 1976 
(AP Nr. 2 zu Art. 33 Abs. 2 GG [zu III 2 b der 
Gründe]) näher begründet; hierauf wird Bezug ge­
nommen.

Die Mitgliedschaft und die Aktivitäten der 
Klägerin in der DKP können Zweifel an ihrer Eig­
nung als Erzieherin begründen. Es gibt genügend 
Anhaltspunkte dafür, daß die DKP verfassungs­
feindliche Ziele verfolgt. Schon diese Anhalts­
punkte reichen aus, um die Frage nach Mitglied­
schaft und Funktionen in dieser Organisation zu 
rechtfertigen. Es kommt nicht darauf an, ob die 
DKP tatsächlich für verfassungswidrig erklärt 
werden könnte (Art. 21 Abs. 2 GG). Dies würde 
eine weitergehende Prüfung voraussetzen. Im Ein­
stellungsverfahren kann es bei Lehramtsbewer­
bern immer nur darum gehen, ob und inwieweit 
sich der Bewerber mit seinen politischen Zie­
len und Vorstellungen von den Grundwerten und
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Grundnormen so weit entfernt hat, daß er diese 
Grundwerte glaubwürdig nicht mehr weitervermit­
teln kann. Gerade weil die Mitgliedschaft in der 
DKP nur den Charakter eines Indizes hat, ist 
nicht über die Verfassungswidrigkeit dieser Par­
tei, sondern nur über das Verfassungsverständ­
nis des Bewerbers zu urteilen. Das ist eine an­
dere Fragestellung.

Die Klägerin hätte deshalb die Frage nach 
ihrer Mitgliedschaft in der DKP beantworten müs­
sen. Verweigert sie die Antwort, geht dies zu 
ihren Lasten, wenn dadurch bestehende Zweifel 
an ihrer Eignung nicht ausgeräumt werden.

c) Es ist auch nicht zu beanstanden, daß das 
beklagte Land im Bewerbungsverfähren sich auf 
Erkenntnisse des Landesverfassungsschutzes beru­
fen und diese Erkenntnisse der Klägerin vorge­
halten hat.

Das beklagte Land darf bei der ihm oblie­
genden Entscheidung über die Eignung der Kläge­
rin für seinen Schuldienst alle rechtlich zu­
lässigen Möglichkeiten ausschöpfen. Eine dieser 
rechtlichen Möglichkeiten besteht darin, daß 
die einstellende Behörde bei anderen Landesbe­
hörden nachfragt, ob und welche Erkenntnisse 
über die Person des Bewerbers vorliegen. Eine 
dieser Behörden, die der Regierungspräsident 
als einstellende Behörde eingeschaltet hatte, 
ist das Innenministerium des beklagten Landes.
Bei ihm ist eine besondere Abteilung als Ver­
fassungsschutz zbehörde eingerichtet (vgl. § 2 Abs. 
2 des Gesetzes über die Zusammenarbeit des Bun­
des lind der Länder in Angelegenheiten des Ver­
fassungsschutzes vom 27. September 1950 in der 
Fassung vom 7* August 1972 (BGBl. 1,1950, 682 
und 1972, 1582). Beim Innenministerium als Ver-
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fassungsschutzbehörde können Erkenntnisse über 
einen Bewerber vorliegen. Aufgabe der Landes­
verfassungsschutzbehörde ist die "Sammlung und 
Auswertung von Auskünften, Nachrichten und son­
stigen Unterlagen über Bestrebungen, die gegen 
die freiheitliche demokratische Grundordnung ... 
gerichtet sind" (§ 3 Abs. 1 Nr. 1 des genannten 
Gesetzes). Bei der DKP ist nicht auszuschließen, 
daß sie verfassungsfeindliche Ziele verfolgt, 
und daß sich ihre Bestrebungen gegen die frei­
heitlich-demokratische Grundordnung richten.
Es ist daher rechtens, wenn die Behörden Mit­
glieder und Aktivitäten in diesen verfassungs­
feindlichen Organisationen beobachten und fest- 
halten.

Die in der Landesverfassungsschutzbehörde 
festgehaltenen Erkenntnisse sind solche des Lan­
des Nordrhein-Westfalen. Sie können deshalb 
auch anderen Behörden des beklagten Landes zu­
gänglich gemacht werden. Darauf allein beruht 
auch die Wirksamkeit einer solchen Behörde. Die 
Yerfassungsschutzbehörde sammelt Auskünfte, 
Nachrichten und sonstige Unterlagen und wertet 
sie aus. Sie wird nur dadurch tätig, daß sie diene 
ihre Erkenntnisse an andere Behörden des Lan­
des weiterleitet, die dann aktiven Verfassungs­
schutz betreiben. Die Verfassungsschutzbehörde 
schützt die Verfassving deshalb dadurch, daß 
sie anderen staatlichen Stellen die für deren 
Aufgaben erforderlichen Auskünfte erteilt. Wä­
re der Verfassvingsschutzbehörde die Weitergabe 
von Erkenntnissen untersagt, wäre der Verfas­
sungsschutz zum Teil unmöglich, zumindest aber 
erheblich erschwert.

Auch die Einstellungsbehörden leisten da­
durch Verfassungsschutz, daß sie bei der Ein-
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Stellung von Beamten deren Verfassungstreue prü­
fen und bei der Begründung von Arbeitsverhält­
nissen ungeeignete Bewerber zurückweisen. Das 
Land Nordrhein-Westfalen darf sicherstellen, daß 
kein Lehrer eingestellt wird, der Bestrebungen 
unterstützt, die gegen die freiheitlich-demokra­
tische Grundordnung gerichtet sind. Deshalb 
braucht sich das Land Nordrhein-Westfalen auch 
nicht "künstlich unwissend zu halten" (vgl. 
Kriele, NJW 1979, 1 C5 zu IV]). Andererseits 
braucht der Senat nicht darüber zu entscheiden, 
ob und in welchen Bällen die Einstellungsbehör­
de verpflichtet ist, bei der jeweiligen Ver­
fassungsschutzbehörde anzufragen. Hier geht es 
nur darum, ob die Einstellungsbehörde dazu 
berechtigt ist.

Verfassungsrechtliche Bedenken gegen die 
Einschaltung der Verfassungsschutzbehörde beste­
hen im vorliegenden Fall nicht. Zwar hat das 
Bundesverfassungsgericht bei der Einstellung 
in den Vorbereitungsdienst vor systematischen 
Erhebungen und vor einer Routineanfrage bei 
den Verfassungsschutzbehördaagewarnt. Tatsäch­
lich reicht für die Übernahme in den Vorberei­
tungsdienst in der Regel eine "vorläufige" Be­
urteilung aus. Zudem können sich diese Erkennt­
nisse nur auf Verhaltensweisen beziehen, die 
in die Ausbildungs- und Studienzeit eines jun­
gen Nenschen fallen und deshalb häufig ohne 
besonderen Wert für einen Schluß auf die Per­
sönlichkeit des zu Beurteilenden sind (BVerfGE 
39, 334- [356] = AP Nr. 2 zu Art. 33 Abs. 5 GG 
[zu C I 7 c der Gründe]). Darum geht es hier 
aber nicht. Die Klägerin wollte nach Abschluß 
ihres Vorbereitungsdienstes auf Dauer im Lehr­
amt an Realschulen des Landes tätig werden. Daß 
sie zunächst nur eine befristete Einstellung als
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Teilzeitbeschäftigte begehrte, steht dem nicht 
entgegen. Dies war nur die Folge davon, daß das 
beklagte Land zunächst Bewerbern mit Überhang­
fächern lediglich eine befristete Tätigkeit an- 
bot. Es war dem beklagten Land daher nicht ver­
wehrt, die Klägerin so zu beurteilen, wie das 
bei einer Einstellung auf Dauer zulässig gewe­
sen wäre.

d) Nach allem ist das Land bei seiner Beur­
teilung der Klägerin zwar von der richtigen 
Fragestellung ausgegangen. Dennoch enthält die­
se Beurteilung einen Rechtsfehler, weil sie 
nicht abgewogen ist. Die Umstände, die zugun­
sten der Klägerin sprechen, sind unberücksich­
tigt geblieben.

Bei ihrer Beurteilung muß die einstellen­
de Behörde auf alle wesentlichen Umstände, die 
für oder gegen eine Eignung sprechen, eingehen. 
Nur dann ist sichergestellt, daß sich die Ver­
waltung ein zuverlässiges Bild über den Bewer­
ber gemacht hat. Damit dies auch nach außen 
sichtbar wird, muß der ablehnende Bescheid er­
kennen lassen, daß die einstellende Behörde 
die wesentlichen Umstände berücksichtigt hat. 
Hierzu gehört bei einem Bewerber, der einen 
Vorbereitungsdienst bei seinem Arbeitgeber 
abgeleistet hat, die Erfahrung, die dieser 
Arbeitgeber während des Vorbereitungsdienstes 
mit dem Bewerber gemacht hat. Während eines 
Vorbereitungsdienstes hat die Behörde Gelegen­
heit, den Bewerber kennen zu lernen, ihn zu 
beobachten und sich ein Urteil über seine Per­
sönlichkeit zu bilden.

Die Klägerin hat mit Recht darauf hinge­
wiesen, daß sich das beklagte Land in seinem
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ablehnenden Bescheid vom 13* Juli 1976, dessen 
Begründung es sich auch in diesem arbeitsge­
richtlichen Verfahren zu eigen gemacht hat, 
nicht auf den Vorbereitungsdienst bezogen hat. 
Das wiegt umso schwerer, als die Klägerin auf 
Stellungnahmen des Seminarleiters lind der Each- 
leiter verwiesen hatte, die sich nicht nur mit 
den fachlichen Leistungen der Klägerin,sondern 
auch mit ihrem übrigen Verhalten während des 
Vorbereitungsdienstes befaßten. Diese Stel­
lungnahmen lassen erkennen, daß die ausbilden­
den Beamten glauben, sie könnten aus der Zu­
sammenarbeit mit der Klägerin Rückschlüsse auf 
ihre politische Einstellung und auf das von 
ihr zu erwartende Verhalten ziehen. Das sind 
jedenfalls beachtenswerte Umstände, über die 
das beklagte Land nicht hinweggehen durfte. 
Allerdings kann die Klägerin nur verlangen, 
daß das beklagte Land diese Umstände in sei­
ne Beurteilung einbezieht. Damit ist nicht 
vorgeschrieben, wie eine weitere Beurteilung 
inhaltlich ausfallen muß.

2.a) Das beklagte Land muß Gelegenheit haben, 
sich erneut ein abschließendes Urteil über 
die Eignung der Klägerin zu bilden, wobei die 
Erfahrungen mit der Klägerin im Vorbereitungs­
dienst einzubeziehen sind. Dies geschieht wie 
in allen Fällen, in denen das mit dem Einstel­
lungsbegehren befaßte Arbeitsgericht Mängel 
bei der Beurteilung feststellt, dadurch, daß 
das Gericht auf diese Mängel nach § 139 Abs. 1 
Satz 1 ZPO hinweist und der einstellenden Be­
hörde Gelegenheit gibt, sie zu beseitigen. Nur 
bei einem solchen Vorgehen sind im arbeitsge­
richtlichen Verfahren sachgerechte Ergebnisse 
zu erwarten. Anders als im verwaltungsgericht­
lichen Verfahren kann im arbeitsgerichtlichen
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Verfahren kein Bescheidungsurteil im Sinne von 
§113 Abs. 4 Satz 2 VwGO ergehen, durch das ein 
rechtsfehlerhafter Verwaltungsakt aufgehoben und 
die Behörde verpflichtet wird, einen neuen Ver­
waltungsakt unter Beachtung der Rechtsauffassung 
des Gerichts zu erlassen.

Dabei ist das Gericht in der Lage und ge­
halten, in einem Auflagenbeschluß angemessene 
Fristen zu setzen, um einen zeitgerechten Ab­
schluß des Verfahrens zu erreichen. Macht die 
Behörde von der eingeräumten Möglichkeit keinen 
Gebrauch, ist davon auszugehen, daß begründete 
Zweifel an der Eignung des Bewerbers nicht mehr 
bestehen. Die Behörde muß dann mit einer Verur­
teilung rechnen.

b) Im vorliegenden Fall muß schließlich auch 
die Klägerin die Möglichkeit haben, vor einer 
erneuten abschließenden Beurteilung ihre Hal­
tung zu Fragen der Behörde nach Mitgliedschaft 
und Funktionen in der DKP zu überdenken. In al­
ler Regel ist es der Einstellungsbehörde nicht 
zuzumuten, ein Einstellungsgespräch fortzusetzen, 
wenn der Bewerber die Antwort in den entschei­
denden Fragen verweigert. Zugunsten der Klägerin 
ist jedoch zu berücksichtigen, daß im Schrifttum 
lind in der Rechtsprechung der Instanzgerichte 
streitig ist, ob die Einstellungsbehörde nach 
der Mitgliedschaft eines Bewerbers in extremi­
stischen Parteien fragen darf. Das Bundesarbeits­
gericht hatte hierzu bisher noch nicht entschie­
den. Wenn die Klägerin unter diesen Umständen auf 
den Rat ihres Anwalts die Antwort verweigert hat, 
ist diese Weigerung allein kein ausreichender 
Grund, ihre Bewerbung abzulehnen. Die Klägerin 
muß vielmehr Gelegenheit erhalten, das Versäumte 
nachzuholen. Das gleiche gilt sinngemäß für die
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bisherige Weigerung der Klägerin, zu Erkenntnis­
sen des Innenministers (Verfassungsschutzbehör­
de) Stellung zu nehmen.

5. Einige Hinweise erscheinen auch zum Verfah­
ren bei einem Einstellungsgespräch angebracht.

Wenn es - wie dargelegt - auf eine voraus­
schauende Beurteilung der Persönlichkeit eines 
Bewerbers ankommt, ist es wichtig, daß dieses 
Gespräch von einem dafür geeigneten Repräsentan­
ten der Behörde geführt wird, der Lebenserfah­
rung und die nötigen Kenntnisse besitzt, um ein 
für die Schule und die Existenz des Bewerbers so 
bedeutsames Urteil entweder selbst abzugeben oder 
doch maßgeblich zu beeinflussen.

Auf der anderen Seite kann ein Urteil über 
die Persönlichkeit eines Bewerbers nur in einem 
offenen Gespräch gewonnen werden, in dem der Be­
werber seine eigene Auffassung über die ihm vor­
gelegten Fragen äußert. Der Zweck des Gesprächs 
wird verfehlt, wenn einem etwa zugezogenen An­
walt gestattet wird, mit dem Bewerber über die 
zweckmäßige Antwort zu beraten. Der Anwalt kann 
eine sinnvolle Funktion allenfalls dadurch er­
füllen, daß er bei dem Gespräch als Zuhörer an­
wesend ist und Versehen und Verfahrensfehler, 
wie sie immer unterlaufen können, beanstandet.

gez.: Dr. Hilger Dr. Heither Matthes

Heidenreich Dr. Gundelach
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